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Solidarisch auch im Alter
Die Rentenpolitik muss vom Kopf auf die Füße gestellt werden, fordert Hans-Jürgen Urban.

In  ihrer  Halbzeitbilanz  hat  die  Große
Koalition ihren Anspruch unterstrichen,
für  die  "großen  Fragen  unserer  Zeit
zukunftsfähige  Lösungen"  zu  ent-
wickeln.  Gut  so.  Doch die  Kluft  zwi-
schen  Anspruch  und  Wirklichkeit
könnte etwa in der Rentenpolitik größer
kaum sein. Nur mit Mühe können sich
die Koalitionsparteien auf kleinere Kor-
rekturen einigen. Nicht,  dass etwa die
Stabilisierung  des  Rentenniveaus  bis
2025  oder  Verbesserungen  bei  den
Erwerbsminderungsrenten unbedeutend
wären. Aber eine zukunftsfähige Lösung
zur  Vermeidung von Altersarmut  und
einem  Absturz  des  Lebensstandards
nach einem langen Arbeitsleben stellen
sie kaum dar.
  Ungewisse Finanzierung
Ähnlich das Ergebnis im Streit um die
Grundrente. Nicht Reformmut, sondern
das Hin und Her auf dem Koalitionsba-
sar prägten die Verhandlungen. Dass die
Grundrente nun wohl doch kommt, ist
gut  und  vor  allem  einem  wacker  für
Sozialreformen kämpfenden Arbeitsmi-
nister zu verdanken. Doch auch hier hat
die Koalitionsmaschine einem ambitio-
nierten sozialpolitischen Projekt schwe-
ren  Schaden  zugefügt.  Die  Finanzie-
rung  durch  eine  Finanztransaktions-
steuer  scheint  wackelig,  und die  Zahl
der  Anspruchsberechtigten  wird  von
ehemals über drei auf maximal einein-
halb Millionen sinken. Und die Einkom-
mensprüfung beschädigt den Charakter
der Grundrente als Lohn für Lebenslei-
stung.
Mehr  noch:  Als  Teil  eines  Koppelge-
schäfts soll  der Beitrag zur Arbeitslo-
senversicherung befristet von 2,5 auf 2,4
Prozent sinken. Eine sachfremde Ver-
einbarung  und  in  der  gegenwärtigen
wirtschaftlichen Lage sicher das falsche
Signal.  Der  Konjunkturhimmel  über
Deutschland  hat  sich  eingetrübt,  und
Branchen wie die Automobil- und Auto-
zulieferindustrie stehen vor tiefgreifen-
den Umbrüchen. Digitalisierung und die

Umstellung von Verbrennungsmotoren
auf batterieelektrische Antriebe forcie-
ren  den  Wandel  der  Arbeitswelt.  Das
alles erfordert mehr und nicht weniger
Mittel für eine aktive Arbeitsmarkt- und
Qualifizierungspolitik.
Erneut  wird deutlich:  Union und SPD
fehlen  Kraft  und  Mut,  die  Großbau-
stelle Alterssicherung zukunftstauglich
zu bearbeiten. Doch nicht nur parteitak-
tische  und  klientelpolitische  Winkel-
züge stehen im Wege. Die wohl höchste
Hürde  stellt  eine  rentenpolitische
Lebenslüge dar, in deren Fallstricke sich
auch  Teile  der  Publizistik  verheddert
haben.  Die Rede ist  vom sogenannten
Drei-Säulen-Modell.
  Wacklige Säulen der Rentenpolitik
Zur  Erinnerung:  Das  Drei-Säulen-
Modell geht auf einen Report der Welt-
bank aus dem Jahr 1994 zurück. Danach
muss ein stabiles Gebäude der Alterssi-
cherung auf einer abgespeckten gesetzli-
chen Rente, einer Betriebsrente und pri-
vater  Vorsorge  errichtet  werden.  Vor
allem  der  umlagefinanzierten  Säule
sollte  lediglich  die  Aufgabe  einer
Grundsicherung zukommen. Über die-
sen Weg,  so  die  Hoffnung,  könne die
Überforderung  der  Jungen  durch  die
Versorgungsansprüche  der  alternden
Babyboomer  vermieden  werden.
Doch die Realität entlarvt die darin ent-
haltene Selbsttäuschung immer wieder.
Auch hierzulande. Säulen zwei und drei
taugen nicht als Ausfallbürgen für eine
gekürzte gesetzliche Rente. Die Privat-
vorsorge ist zu teuer und unzuverlässig.
Die Zahl der Riester-Verträge ist rück-
läufig, die Garantiezinsen für Versiche-
rungsprodukte sind von ehemals um die
vier  auf  0,9  Prozent  geschrumpft  und
das Vertrauen in die Versicherungswirt-
schaft ist längst dahin. Und die Betriebs-
rente?  Sie  hat  riesige  Lücken  in  der
Abdeckung,  hält  für  Geringverdiener
und Frauen nur sehr niedrige Anwart-
schaften bereit und muss immer häufi-
ger durch die Beschäftigten selbst finan-
ziert werden.

Dass vor allem junge Menschen an der
Zukunftsfähigkeit  dieses  mehr  als
wackeligen  Gebäudes  zweifeln,  kann
nun wirklich nicht verwundern. Sie wis-
sen  oder  ahnen:  Gekürzte  gesetzliche
Renten kommen vor allem sie teuer zu
stehen. Und immer unrentablere Privat-
produkte oder für  viele kaum erreich-
bare  Betriebsrenten  bringen  das  Ver-
trauen in die Problemlösungsfähigkeit
der Politik nicht zurück.
  Rentenpolitische Sackgassen
Doch die Politik will von ihrer Lebens-
lüge nicht  lassen.  Statt  mit  Realismus
und Mut die gesetzliche Rentenversiche-
rung zu  stabilisieren  und auszubauen,
bringt  sie  immer  neue  Kopfgeburten
hervor. So sind aus der durch die Koali-
tion  eingesetzten  Rentenkommission
Rufe nach einer weiteren Anhebung der
Regelaltersgrenzen und einer obligatori-
schen Zusatzabgabe der Beschäftigten
zum  Aufbau  einer  betrieblichen  oder
privaten  Säule  zu  vernehmen.
Beides wären rentenpolitische Sackgas-
sen: Die Anhebung der Regelaltersgren-
zen ignoriert beharrlich die Realität in
den Betrieben. Für die übergroße Mehr-
heit der Beschäftigten stellt bereits die
Rente mit 67 kein erreichbares Renten-
eintrittsalter  dar.  Stress  und  Arbeits-
hetze sowie hohe körperliche Belastun-
gen führen immer öfter zu vorzeitigem
Gesundheitsverschleiß. So gab in einer
von der IG Metall  in Auftrag gegebe-
nen repräsentativen Umfrage mehr als
die Hälftige der Beschäftigten an, ihren
Beruf  vermutlich  nicht  bis  zum  67.
Lebensjahr ausüben zu können.  Unter
den gewerblich beschäftigten Arbeitern
waren es gar 80 Prozent.
Gedankenspiele in Richtung einer weite-
ren  Anhebung  der  Regelaltersgrenze,
wie sie vor Kurzem auch von der Bun-
desbank  vorgetragen  wurden,  müssen
bei den Beschäftigten fast zwangsläufig
als Anschlag auf den Lebensstandard im
Alter empfunden werden. Denn ein kei-
neswegs immer freiwillig vorgezogener
Eintritt  in  die  Rente  würde  mit  noch



höheren Abschlägen sanktioniert.
Untauglich  sind  auch  Überlegungen,
den bisher wenig erfolgreichen Appell
zur  freiwilligen  Privatvorsorge  in  ein
Zwangssparen  umzuwandeln.  Für  die
Politik wäre das ein bequemer Weg. Der
Griff in den Geldbeutel der Beschäftig-
ten  erspart  die  mühselige  Suche  nach
Finanzierungswegen,  an  denen  sich
auch Arbeitgeber und Staat  beteiligen
müssen. In den angedachten Modellen
wäre ihre Beteiligung freiwillig  -  und
damit wenig verlässlich und verteilungs-
politisch verfehlt.
  Umlage verfahren ohne Alternative
Es hilft nichts: Eine zukunftsfähige Poli-
tik muss die Realitäten endlich anerken-
nen und die  Alterssicherungsstrategie
vom Kopf auf die Füße stellen. Ins Zen-
trum gehört die Stärkung der gesetzli-
chen Rentenversicherung. Sie muss in
einer  sozialpolitischen  Kraftanstren-
gung  gestärkt  und  reformiert  werden.
Dafür sprechen ihre unschlagbaren Vor-
teile.  Das Umlageverfahren ist  paritä-
tisch und damit verteilungsgerecht,  es
kennt  kein  Anlagerisiko,  hat  niedrige
Verwaltungskosten  und  muss  keine
Renditeerwartungen der Versicherungs-
wirtschaft bedienen.
  Lücken in der Betriebsrente
Zudem ließe das Umlageverfahren sich
durch die eine generelle Versicherungs-
pflicht  aller  Erwerbstätigen  zu  einem
universellen  Sicherungssystem  und
einem umfassenden Solidarverbund aus-
bauen. Die Gewährung eines angemes-

senen Versorgungsniveaus, die Schlie-
ßung von Sicherungslücken durch Nied-
rigeinkommen oder infolge privater Sor-
gearbeit  und flexible Regelaltersgren-
zen könnten folgen.
Darauf  könnte  eine  ergänzende  und
reformierte Betriebsrente aufsetzen. In
ihrem heutigen Zustand ist die betriebli-
che Altersversorgung allerdings nicht in
der Lage, als tragende Säule einer sozi-
alstaatlichen Alterssicherung zu wirken.
Schon  ihre  Anwartschaften  sind  zu
ungleich verteilt. In Großbetrieben sind
sie  öfter  anzutreffen  als  in  kleineren,
Frauen habe deutlich geringere Leistun-
gen  zu  erwarten  als  ihre  männlichen
Kollegen,  und in  Ostdeutschland sind
Betriebsrenten geradezu ein unbekann-
tes Wesen. Hinzu kommt: Immer häufi-
ger werden die ehemals arbeitgeberfi-
nanzierten  Betriebsrenten  in  Modelle
umgewandelt ,  in  denen  sich  die
Beschäftigten ihre Leistung über soge-
nannte Entgeltumwandlung selbst finan-
zieren.
Kurzum,  wer  in  Sachen Betriebsrente
vorankommen  will,  muss  auch  diese
Baustelle  mit  Reformmut  bearbeiten.
Ohne  eine  möglichst  auf  alle  Betrieb
ausgeweitete, arbeitgeberfinanzierte und
mit verlässlichen Mindestzusagen aus-
gestattete  Leistung  wird  diese  zweite
Säule der Alterssicherung sozialstaatli-
chen Anforderungen nicht gerecht.
  GroKo steht in der Pflicht
Und was ist mit den Lasten des demo-
grafischen Wandels? Die Politik kann

sie nicht wegreformieren. Umlagever-
fahren  und  Kapitaldeckung  sind  glei-
chermaßen betroffen.  Aller Sozialauf-
wand ist aus der Wertschöpfung der lau-
fenden Periode zu decken,  lautet  eine
Grunderkenntnis der Sozialpolitik. Sich
an der Wertschöpfung anderer Länder
zu bedienen, ist unsolidarisch und unsi-
cher zugleich. Gestaltbar ist jedoch die
Verteilung der anstehenden Kosten. Der
Weg der Privatisierung bürdet sie den
Versicherten allein auf. Der Ausbau der
umlagefinanzierten Renten oder entspre-
chend ausgestaltete Betriebsrenten ver-
teilen sie auf die Schultern von Arbeit-
gebern und Versicherten.
Das alles sind zweifelsohne sozialpoliti-
sche Herausforderungen ersten Ranges.
In der Geschichte der deutschen Sozial-
politik wurden große Aufgaben dieser
Art  vielfach  in  parteiübergreifenden
Großen  Koalitionen  gemeistert.  Die
gegenwärtige  kleine  Große  Koalition
wird  zeigen  müssen,  ob  sie  in  dieser
Tradition steht. Kann sie diesen Nach-
weis nicht erbringen, dürften ihre Tage
gezählt sein.
Der Autor ist geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall.
ZITATE FAKTEN MEINUNGEN
Union und SPD fehlen Kraft und Mut,
die  Großbaustelle  Alterssicherung
zukunftstauglich  zu  bearbeiten.
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